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Hörfunk und Fernsehen der Slowakei (RTVS)

Am 19. Februar 2013 hat das Oberste Gericht („Gericht“) eine Geldbuße bestätigt,
die vom Rat für Rundfunk und Weiterverbreitung der Slowakischen Republik
(„Rat“) gegen einen Anbieter audiovisueller Dienste auf Abruf (VoD) verhängt
worden war. Die Geldstrafe in Höhe von EUR 100 ist zu leisten, da Programme
und Videos im VoD-Katalog nicht mit adäquaten optischen Symbolen zur
Kennzeichnung der entsprechenden Altersfreigabe für Minderjährige versehen
worden waren.

Bei dem betreffenden Dienst handelt es sich um den Online-Catch-up-TV-Dienst
für den großen slowakischen TV-Sender „joj“. Die Videos enthielten Auszüge der
Reality-Show „Hotel Paradise“. Diese Videos wurden durch den VoD-
Diensteanbieter jedoch als Szenen beworben, die „nicht im Fernsehen zu sehen
sein werden“. Sie enthielten größtenteils Aufnahmen der Kandidaten unter der
Dusche, unter anderem Zeitlupen- und Nahaufnahmen des Intimbereichs.

Nach Eingang einer Beschwerde führte der Rat mithilfe des BB FlashBack
Standard Players Videoaufnahmen durch. Dabei handelt es sich um eine einfach
zu nutzende Software, die alles aufzeichnet, was auf dem Computerbildschirm zu
sehen ist, und zwar sowohl Audio- wie auch Videomaterial. Bei der Kontrolle
stellte sich heraus, dass die Videos in keine der bestehenden Altersfreigaben (7+,
12+, 15+, 18+) entsprechend dem einheitlichen obligatorischen
Kennzeichnungssystem eingestuft worden waren. Während des Kontrollverfahrens
machte der Diensteanbieter geltend, dass die Videos „ordnungsgemäß“
gekennzeichnet seien und stellte die Glaubwürdigkeit der Aufnahmen des Rates in
Frage. Er zweifelte zudem die Befugnis des Rates an, Programme aufzuzeichnen,
die im Rahmen von internetbasierten Diensten bereitgestellt werden (eine
derartige Befugnis des Rates ist nicht explizit im Gesetz vorgesehen). Dem
Diensteanbieter zufolge sind lediglich Notare befugt zu beurkunden, was im
Internet abläuft.

Der Rat wandte ein, dass der Diensteanbieter keinerlei Fakten dafür geliefert
habe, dass die Videos ordnungsgemäß gekennzeichnet worden seien. Obwohl die
für die Aufnahme eingesetzte Software recht einfach zu nutzen ist, zeichnet sie
die jeweiligen Bilder auf dem Computerbildschirm auf. Zudem wurden die
Aufnahmen von Mitarbeitern des Ratsbüros persönlich durchgeführt. Der Rat
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erklärte weiterhin, es treffe zu, dass das Gesetz Anbieter von Abrufdiensten im
Gegensatz zu Rundfunkveranstaltern nicht dazu verpflichte, Aufzeichnungen ihrer
Dienste zu archivieren und diese dem Rat zur Verfügung zu stellen. Dies sollte
jedoch kein rechtliches Hindernis für den Rat darstellen, die Aufzeichnungen
dieser Dienste im Bedarfsfall anderweitig zu sichern. Diese Befugnis ergibt sich
implizit aus dem Auftrag des Rates, die Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben
durch Anbieter von Abrufdiensten zu kontrollieren und durchzusetzen.

Nach Auffassung des Rates hätten die betreffenden Videos aufgrund der
ausgeprägten Darstellung völliger Nacktheit als für Minderjährige unter 15 (15+)
ungeeignet gekennzeichnet werden müssen. Diese Einstufung wurde angesichts
des „Bonus“-Charakters der Videos als ausreichend betrachtet, denn diese Videos
wurden eigens für den „zusätzlichen“ Fanbereich im Katalog angefertigt.

Ein anderes Video enthielt einen „vollständigen“ Striptease eines männlichen
Kandidaten für eine weibliche Kandidatin, der von lautstarken Anfeuerungsrufen
der anderen Kandidaten begleitet wurde. Trotz des „Bonus“-Charakters wurde
dieses Video als für Minderjährige unter 18 (18+) ungeeignet eingestuft. Da
keines der betreffenden Videos mit einem Symbol des einheitlichen
Kennzeichnungssystems versehen war, verhängte der Rat eine Geldbuße in Höhe
von EUR 100. Der niedrige Betrag ist auf den strengen Ansatz der slowakischen
Gerichte zurückzuführen, die fordern, dass Geldbußen für einen ersten Verstoß im
Allgemeinen nicht über den gesetzlich festgelegten Mindestbetrag hinausgehen
sollen.

Das Gericht unterstützte die Entscheidung und die Begründung des Rates
uneingeschränkt.

Najvyšší súd, 4Sž/21/2012, 19.02.2013

http://www.justice.gov.sk/Stranky/Sudne-rozhodnutia/Sudne-rozhodnutie-
detail.aspx?PorCis=7989D7EA-EB6C-4152-B7B1-A1AD842AF6BA&PojCislo=5300

Entscheidung des Obersten Gerichts vom 19. Februar 2013
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